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des Rates des Kreises an, die an der Feststellung des Entschä­
digungsanspruches mitwirken. Das Mitglied des Rates des 
Kreises für Finanzen und Preise ist berechtigt, Vertreter volks­
eigener Kreditinstitute, staatlicher Organe und Einrichtungen 
sowie der Investitionsauftraggeber zur Mitarbeit in der Ent- 
schäd'igungskommission zeitweilig heranzuziehen, soweit das 
zur umfassenden Behandlung des Entschädigungsanspruches 
erforderlich ist.

(3) Die Entschädigungskommission tritt entsprechend den 
Festlegungen des Mitgliedes des Rates des Kreises für 
Finanzen und Preise zusammen. Sie hat grundsätzlich vor 
der Entscheidung über Rechtsmittel zu beraten.

(4) Zu allen Anliegen, die von den Entschädigungsberech­
tigten vorgetragen werden, ist ihnen mündlich eine ausführ­
liche Erläuterung zu geben. Das Mitglied des Rates des Krei­
ses für Finanzen und Preise faßt das Beratungsergebnis ab­
schließend zusammen und trifft die Entscheidung über die 
Entschädigung.

§ 8
Entschädigungsberechtigte mit ständigem Wohnsitz außer­

halb der Deutschen Demokratischen Republik werdeii im 
Entschädigungsverfahren durch den Verwalter ihrer in der 
Deutschen Demokratischen Republik belegenen Vermögens­
werte vertreten.

Zu den §§ 11 und 12 des Gesetzes:

§ 9
(1) Der Nachweis der einzelnen Ansprüche ist gegenüber 

dem Mitglied des Rates des Kreises für Finanzen und Preise 
erbracht, wenn
1. eine schriftliche, mit den notariell beglaubigten Unter­

schriften des Entschädigungsberechtigten und seiner Gläu­
biger versehene Vereinbarung über die Höhe der aus der 
Entschädigung zu erfüllenden Ansprüche oder

2. eine rechtskräftige gerichtliche Entscheidung oder eine 
verbindliche gerichtliche Einigung über die Höhe der An­
sprüche bzw. ein im gerichtlichen Verteilungsverfahren 
aufgestellter Verteilungsplan

vorldegt.
(2) Bestehen nur Ansprüche volkseigener Gläubiger, ist bei 

einer schriftlichen Vereinbarung eine notarielle Beglaubigung 
der Unterschriften nicht erforderlich.

(1) Wird der Nachweis WBt nsprüche innerhalb 1 Jahres, 
nachdem der Feststellungsbescheid rechtskräftig geworden ist, 
nicht erbracht, begründet die zuständige Schuldbuchstelle auf 
Antrag des Mitgliedes des Rates des Kreises für Finanzen und 
Preise in Höhe des Entschädigungsanspruches für den Ent­
schädigungsberechtigten eine Einzelschuldbuchforderung mit 
besonderen Vermerken.

(2) Als besondere Vermerke sind die aus dem Feststellungs­
bescheid ersichtlichen Rechte der Gläubiger an der Entschädi­
gung gemäß den Rechtsvorschriften über die Schuldbuchord­
nung für die Deutsche Demokratische Republik einzutragen.1

(3) Bis zum Nachweis der Ansprüche kann über die Ein­
zelschuldbuchforderung mit besonderen Vermerken nicht ver­
fügt werden. Diese Einzelschuldbuchforderung ist nicht zu 
verzinsen.

(4) Ist der Nachweis der Ansprüche erbracht, veranlaßt das 
Mitglied des Rates des Kreises für Finanzen und Preise ent­
sprechend den nachgewiesenen Ansprüchen die Aufteilung 
der Einzelschuldbuchforderung mit besonderen Vermerken. 
Danach ist die Einzelschuldbuchforderung mit besonderen

1 Z. Z. gelten die Verordnung vom 2. August 1951 über die Schuld­
buchordnung für die Deutsche Demokratische Republik (GBl. Nr. 93 
S. 723) und die Erste Durchführungsbestimmung vom 3. September 1951 
zur Verordnung über die Schuldbuchordnung für die Deutsche Demo­
kratische Republik (GBl. Nr. 106 S. 819).

Vermerken zu löschen. In diesen Fällen erfolgt die Verzin­
sung der einzelnen Ansprüche gemäß § 3 Abs. 2 des Gesetzes 
und die Zahlung gemäß § 11 dieser Durchführungsverord­
nung.

§11

(1) Ist der Nachweis der Ansprüche erbracht oder bestehen 
keine aus der Entschädigung zu erfüllenden Ansprüche, zahlt 
der Rat des Kreises Beträge gemäß § 12 Absätze 1 und 3 des 
Gesetzes auf die von den Entschädigungsberechtigten und 
den Gläubigem zu benennenden Konten.

(2) Für Beträge über 3 000 M wird auf Antrag des Mitglie­
des des Rates des Kreises für Finanzen und Preise eine Ein­
zelschuldbuchforderung durch die zuständige Schuldbuch­
stelle begründet.

(3) Unterliegt das Vermögen von Entschädigungsberechtig­
ten oder Gläubigern der staatlichen Verwaltung, gelten die 
für diese Verwaltung bestehenden speziellen staatlichen Fest­
legungen.

§ 12
Folgende Forderungen der Räte der Kreise, Städte, Stadt­

bezirke und Gemeinden werden vor Beginn der Zahlung der 
Entschädigung beglichen:

1. Grundsteuer- oder andere Abgaben- und Gebührenrück­
stände, die mit den Grundstücken, Gebäuden oder bauli­
chen Anlagen Zusammenhängen, sofern kein gerichtliches 
Verteilungsverfahren erfolgt ist;

2. Einkommensteuer auf die gutgeschriebenen Zinsen für 
die Zeit vom Entzug des Eigentumsrechtes bis zur Fest­
stellung des Entschädigungsanspruches;

3. Einkommensteuer auf den sich durch die Feststellung des 
Entschädigungsanspruches ergebenden Veräußerungsge­
winn.

§13
Die gemäß § 11 Abs. 2 begründeten Einzelschuldbuchforde­

rungen sind mit jährlich 4 % zu verzinsen. Die jährlichen Zin­
sen sind frei verfügbar.

§14
Verfügbare Beträge und Zinsen sind, wenn sie Entschädi­

gungsberechtigten und Gläubigern mit ständigem Wohnsitz 
außerhalb der Deutschen Demokratischen Republik zustehen 
und sich keine Einschränkungen der Verfügungsbefugnis aus 
anderen Rechtsvorschriften ergeben, nach den devisenrecht­
lichen Bestimmungen zu behandeln.

Zu § 15 Abs. 1 des Gesetzes:
§15

Entschädigungsverfahren gelten als nicht abgeschlossen, 
wenn der erteilte Feststellungsbescheid noch nicht rechtskräf­
tig ist.

§ 16
Diese Durchführungsverordnung tritt am 1. Januar 1985 in 

Kraft.
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